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Geänderte Fassung

Antrag
der Fraktion der CDU

und

Stellungnahme
des Staatsministeriums

Unterstützung für Griechenland

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1.	�inwieweit es Kontakte auf Regierungs- und Verwaltungsebene zu griechischen 
Stellen gibt und ob es bereits konkrete Anfragen von griechischer Seite gab, 
beim Aufbau von leistungsfähigen Verwaltungskapazitäten zu helfen;

2.	�ob sie die Erfahrungen mit der Unterstützung für Staaten in Mittel- und Osteu-
ropa zum Aufbau von Verwaltungskapazitäten auch für ähnliche Angebote an 
Griechenland als sinnvoll erachtet;

3.	�welche Möglichkeiten sie für Tandem-Projekte im Bereich der Verwaltung so-
wie im Bereich der Hochschulen und der beruflichen Ausbildung sieht;

4.	�wie sie Möglichkeiten zum Wissenstransfer zur Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen von kleinen und mittleren Unternehmen z. B. bei der Gründerhilfe 
oder der Beratungsmöglichkeiten ansieht;

5.	�inwieweit zwischen baden-württembergischen und griechischen Hochschulen 
Kooperationen bestehen und ob es gemeinsame Forschungsaktivitäten gibt;

6.	�wie sie die Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit mit Griechenland im Be-
reich der erneuerbaren Energien einschätzt;

7.	�ob ihr bekannt ist, welche kommunalen Partnerschaften und Partnerschaften 
zwischen Vereinen und anderen Organisationen in Griechenland und Baden-
Württemberg bestehen;
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8.	�welche Möglichkeiten sie sieht, eine Verstärkung der Völkerverständigung etwa 
durch Nutzung entsprechender EU-Programme wie etwa „Comenius“, „Bürger 
für Europa“ zu erreichen.

27. 03. 2012

Hauk, Paal
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die aktuelle wirtschaftliche Krise in Griechenland hat tiefgreifende strukturelle 
Ursachen. Gefragt sind Konzepte, um die Rahmenbedingungen für Wachstum 
nachhaltig zu verbessern. Baden-Württemberg verfügt über die nötige Expertise 
in verschiedenen Bereichen, um Griechenland Beratung und Unterstützung zu 
leisten. Dabei soll im Mittelpunkt stehen, die entsprechenden Einrichtungen in 
Griechenland bei ihren Bemühungen zu unterstützen, aber nicht zu bevormunden. 
Wichtig ist weiterhin, die Völkerverständigung zu fördern. 

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 25. April 2012 Nr. V–0147.Griechenland nimmt das Staatsmi-
nisterium in Abstimmung mit den Ministerien für Finanzen und Wirtschaft, Kul-
tus, Jugend und Sport, Wissenschaft, Forschung und Kunst, dem Innenministerium 
sowie dem Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft zu dem Antrag 
wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�inwieweit es Kontakte auf Regierungs- und Verwaltungsebene zu griechischen 
Stellen gibt und ob es bereits konkrete Anfragen von griechischer Seite gab, 
beim Aufbau von leistungsfähigen Verwaltungskapazitäten zu helfen;

Dem für Verwaltung zuständigen Innenministerium sind keine Kontakte oder An-
fragen von griechischen Stellen bekannt.

2.	�ob sie die Erfahrungen mit der Unterstützung für Staaten in Mittel- und Osteu-
ropa zum Aufbau von Verwaltungskapazitäten auch für ähnliche Angebote an 
Griechenland als sinnvoll erachtet;

Aus Sicht des Staatsministeriums sind die Erfahrungen mit mittel- und osteuropä-
ischen Ländern, die im Rahmen von sog. Gemischten Regierungskommissionen 
gemacht wurden, nicht auf Griechenland übertragbar. Gemischte Regierungskom-
missionen wurden eingerichtet, um das jeweilige Partnerland auf seinem Weg in 
die Europäische Union in verschiedenen Bereichen zu unterstützen. Griechenland 
ist jedoch bereits schon Mitglied der Europäischen Gemeinschaft (seit 1981). 

3.	�welche Möglichkeiten sie für Tandem-Projekte im Bereich der Verwaltung sowie 
im Bereich der Hochschulen und der beruflichen Ausbildung sieht;

Im Hochschulbereich erfolgt die Förderung von Tandem-Projekten zwischen  
griechischen und baden-württembergischen Hochschulen durch die hierfür zur 

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Verfügung stehenden Fördermittel der EU im Bildungs- und Forschungsbereich. 
Eine darüber hinausgehende, gezielte Kooperation auf Landesebene mit Griechen-
land ist vor dem Hintergrund knapper Ressourcen und angesichts der aktuellen 
Schwerpunktsetzung des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
im internationalen Bereich derzeit nicht vorgesehen. Dies gilt für die beiden das 
Wissenschaftsministerium tangierenden Bereiche (Verwaltung und Hochschulen). 

In der Vergangenheit haben sich baden-württembergische Hochschulen für öffent-
liche Verwaltung schon für die Beteiligung an Twinning-Projekten beworben. Das 
Twinning-Programm der EU zum Auf- und Ausbau öffentlicher Strukturen („In-
stitution Building“) in anderen Ländern richtet sich aber an Beitrittskandidaten 
der Europäischen Union und nicht an langjährige Mitgliedstaaten. Insofern besteht 
diese Möglichkeit der Hilfe im Bereich der Verwaltung in diesem Fall nicht.

Das Kultusministerium sieht derzeit keine Möglichkeiten für Tandem-Projekte im 
Bereich der beruflichen Ausbildung.

Tandem-Projekte sind in der Kommunalverwaltung grundsätzlich denkbar. Inwie-
weit Kommunen diesbezüglich Aktivitäten entfalten, ist dem Innenministerium 
nicht bekannt.

Das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft weist darauf hin, dass die durch den 
EFRE finanzierten Programme der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit 
(ETZ) im Rahmen der Strukturpolitik die Möglichkeit bieten, für die Zusammen-
arbeit mit Partnern aus mehreren europäischen Ländern im Rahmen gemeinsamer 
Projekte Fördergelder zu erhalten. Die Förderung geschieht mittels Förderpro-
grammen, die von den EU-Mitgliedstaaten in bestimmten transnationalen Koope-
rationsräumen gemeinsam aufgestellt und von der EU-Kommission genehmigt 
werden (INTERREG IV B).

Baden-Württemberg ist in der aktuellen Förderperiode (2007 bis 2013) an drei 
transnationalen INTERREG IV B-Programmen (Nordwesteuropa, Mitteleuropa, 
Alpenraum) beteiligt, die allerdings Griechenland nicht umfassen. Zwar gibt es 
grundsätzlich die Möglichkeit, dass auch Regionen außerhalb dieser Kooperati-
onsräume in begrenztem Umfang an den Projekten teilnehmen (sog. 20 %-Rege-
lung), da die laufende Förderperiode allerdings kurz vor ihrem Abschluss steht, 
sind die Mittel bereits weitgehend gebunden. Ab der kommenden Förderperiode 
(2014 bis 2020) könnte unter Umständen das IV B-Förderprogramm Südosteuropa 
(SEE), an dem auch Griechenland beteiligt ist, zur Zusammenarbeit genutzt wer-
den. Aufgrund der starken räumlichen Überschneidungen mit dem Donauraum, 
haben Baden-Württemberg und Bayern um die Aufnahme in diesen Kooperations-
raum gebeten.

Bei der interregionalen Zusammenarbeit (INTERREG IV C), bei der es im Un-
terschied zur transnationalen Kooperation ausschließlich um einen Erfahrungs-
austausch zwischen öffentlichen Einrichtungen in ganz Europa geht, arbeiten ba-
den-württembergische und griechische Partner in mehreren Projekten zusammen. 
Griechenland ist hier ein sehr aktiver Mitgliedstaat und in 90 Projekten vertreten 
(DE in 97). Beispielhaft wird auf das IVC-Logistik-Projekt CASTLE hingewie-
sen; der griechische Partner ist Kreta. Der Partner in Baden-Württemberg ist die 
Wirtschaftsregion Stuttgart. Das Programm IV C wird jedoch in der laufenden För-
derperiode ebenfalls keine weiteren Projektaufrufe mehr durchführen, da die Pro-
grammmittel aufgrund der 2013 auslaufenden Programmplanungsperiode bereits 
komplett verplant sind. 

Wichtig ist auch der effiziente Einsatz der Strukturfondsmittel, die speziell für 
Griechenland reserviert waren. Die Europäische Union hat die entsprechenden 
Gesetzgebungsverfahren (VO 1311/ 2011) zu den Erleichterungen im Bereich der 
Strukturfonds für hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden Schwierig-
keiten betroffene bzw. ernstlich bedrohte Mitgliedstaaten Ende des vergangenen 
Jahres bereits abgeschlossen. Ziel ist es, dass bis Ende 2013 die verbleibenden 
EU-Strukturhilfemittel gezielter zum Einsatz kommen. Im Zusammenhang damit 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 1516

4

hat die Europäische Kommission Ende vergangenen Jahres zusammen mit den 
griechischen Behörden 100 Infrastrukturprojekte festgelegt. Die Projekte betreffen 
die Bereiche Verkehr, Energie, Umwelt, Kultur, Tourismus und KMU. Die Gelder 
fließen in den Bau und die Renovierung von Abfallsystemen, Straßen, U-Bahn-
strecken, Krankenhäusern, Schulen, Universitäten, Theatern, Sehenswürdigkeiten, 
Damm- und Hafenanlagen, geothermalen Pilotprojekten, etc. Anzumerken ist, dass 
sich aus der VO 1311/2011 keine inhaltliche Neuausrichtung der Strukturfonds 
ergibt, sodass sich die Förderfähigkeit von Projekten (bspw. im Bereich der Exis-
tenzgründungen), soweit bekannt, nach den bisherigen Kriterien richtet.

4.	�wie sie Möglichkeiten zum Wissenstransfer zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen von kleinen und mittleren Unternehmen z. B. bei der Gründerhilfe oder 
der Beratungsmöglichkeiten ansieht;

Angesichts der Tatsache, dass Griechenland innerhalb der EU über die mit Ab-
stand höchste Selbstständigenquote verfügt (2010: 35,2 % lt. Eurostat – zum 
Vergleich: Deutschland 10,9 %) dürfte sich weniger die Frage stellen, wie mit 
Förderhilfen Gründungsanreize gesetzt werden können. Über die Höhe der Fluktu-
ation in den ersten Jahren der Selbstständigkeit konnten keine konkreten Angaben 
ermittelt werden, es ist jedoch anzunehmen, dass diese sehr hoch ist und in der 
Gründungsstatistik Kleingewerbe und Soloselbstständigkeit dominieren. Sicher 
sind in diesem Kontext Qualifizierungs- und Beratungsmaßnahmen zum Aufbau 
kaufmännischer Unternehmerexpertisen sinnvoll, dies schafft jedoch in der aktu-
ellen Binnenwirtschaftssituation für die hohe Zahl an Selbstständigen noch keine 
zusätzlichen Absatzmärkte.

Für die mittelfristige Zukunft Griechenlands ist es seitens des Ministeriums für 
Finanzen und Wirtschaft unabdingbar, einen innovationsgetriebenen Mittelstand 
aufzubauen, der in Wachstumsfeldern, wie Energiegewinnung und -effizienz, 
Umwelttechnologie, Gesundheitswirtschaft oder IT, angesiedelt ist. Hierzu be-
darf es der Intensivierung unternehmerischer Kompetenz in der Hochschullehre 
– hier wäre auf die Erfahrungen der Dualen Hochschule zu verweisen – sowie 
des Aufbaus hochschulnaher Inkubatoren. In diesem konkreten Fall könnte Baden-
Württemberg ggf. seine langjährige Erfahrung über die Initiative für Existenzgrün-
dungen und Unternehmensnachfolge – ifex und einzelne Hochschulinkubatoren 
baden-württembergischer Universitäten und Hochschulen einbringen.

5.	�inwieweit zwischen baden-württembergischen und griechischen Hochschulen 
Kooperationen bestehen und ob es gemeinsame Forschungsaktivitäten gibt;

Aktuell bestehen zwischen baden-württembergischen und griechischen Hochschu-
len 38 Kooperationen. Beteiligt sind sowohl Universitäten und Hochschulen für 
Angewandte Wissenschaften als auch Pädagogische Hochschulen. Die Zahl der 
griechischen Studierenden in Baden-Württemberg ist nach Jahren des Rückgangs 
seit 2008/2009 wieder leicht steigend. Momentan gibt es keine Förderung für Stu-
dierende durch die Baden-Württemberg Stiftung. Gemeinsame Forschungsförde-
rungen sind nicht bekannt. 

Die Förderung der bilateralen Kooperation zwischen Hochschulen in Baden-Würt-
temberg und Griechenland basiert im Wesentlichen auf den hierfür zur Verfügung 
stehenden Fördermitteln der EU im Bildungs- und Forschungsbereich.

6.	�wie sie die Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit mit Griechenland im Be-
reich der erneuerbaren Energien einschätzt;

Die Landesregierung steht einer Zusammenarbeit im Bereich erneuerbarer Ener-
gien, insbesondere der Photovoltaik, aufgeschlossen gegenüber. Das Ministerium 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft ist mit baden-württembergischen Unter-
nehmen im Gespräch, um eine Beteiligung am Projekt „Helios“ zu prüfen. Dazu 
müssen jedoch die Rahmenbedingungen so gestaltet sein, dass sie für Investoren 
attraktiv sind.
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7.	�ob ihr bekannt ist, welche kommunalen Partnerschaften und Partnerschaften 
zwischen Vereinen und anderen Organisationen in Griechenland und Baden-
Württemberg bestehen;

Nach den dem Innenministerium vorliegenden Informationen (Stand 4. April 2012) 
gibt es eine kommunale Partnerschaft zwischen der Gemeinde Gemmrigheim und 
der griechischen Gemeinde Trigono.

8.	�welche Möglichkeiten sie sieht, eine Verstärkung der Völkerverständigung etwa 
durch Nutzung entsprechender EU-Programme wie etwa „Comenius“, „Bürger 
für Europa“ zu erreichen.

Im Rahmen von COMENIUS, der Säule des EU-Bildungsprogramms für lebens-
langes Lernen (LLP 2007 bis 2013) für den schulischen und vorschulischen Be-
reich, bestehen derzeit 10 Schulpartnerschaften zwischen Baden-Württemberg und 
Griechenland.

eTwinning, eine Querschnittaktion des LLP 2007 bis 2013, unterstützt die Grün-
dung internationaler „virtueller“ Schulpartnerschaften über das Internet und ist für 
alle Schularten der am LLP teilnehmenden Staaten frei zugänglich. Aktuell gibt es 
einige Kooperationsprojekte zwischen baden-württembergischen und griechischen 
Schulen.

Die Aktion „Studienbesuche für Bildungs- und Berufsbildungsfachleute“ als Teil 
des EU-Bildungsprogramms für lebenslanges Lernen fördert neben der Stärkung 
der europäischen Dimension im Bildungswesen den interkulturellen Dialog zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Dabei haben zum einen Bildungsexperten aus Baden-
Württemberg entsprechende Veranstaltungen in Griechenland besucht, als auch 
griechische Experten Angebote in Baden-Württemberg wahrgenommen. Eine Sta-
tistik mit länderbezogenen Angaben zu Teilnehmerzahlen liegt nicht vor.

Schulpartnerschaften und Schüleraustausche außerhalb des EU-Programms sind in 
Baden-Württemberg nicht meldepflichtig und sind dem Kultusministerium in der 
Regel nur dann bekannt, wenn beispielsweise Fördermittel hierfür beantragt wur-
den. Daher können keine Angaben über die Anzahl tatsächlich bestehender Part-
nerschaften gemacht werden. Bei einer Online-Umfrage im Frühjahr 2010, an der 
die Schulen freiwillig teilnehmen konnten und die somit ebenfalls keine flächen-
deckende Erfassung darstellt, wurden einige wenige Kontakte mit Griechenland 
zurückgemeldet.

Nach Auskunft des Regierungspräsidiums Stuttgart – Vorortstelle für den interna-
tionalen Schüleraustausch in Baden-Württemberg – gab es in den letzten Jahren 
seitens baden-württembergischer Schulen kaum Nachfrage nach Partnerschaften 
mit griechischen Schulen. 

Die Beteiligung von Schulen an Comenius und vergleichbaren Programmen ist 
freiwillig und liegt in deren Ermessensspielraum. Gleiches gilt für die Wahl der 
Partnerländer bzw. der Partnerschulen. Das Kultusministerium hält es daher nicht 
für sinnvoll, Schulen diesbezügliche Empfehlungen auszusprechen oder Vorgaben 
zu machen.

Im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ (2007 bis 2013) 
soll die direkte Einbindung der Bürger/-innen durch städtepartnerschaftliche Ak-
tivitäten sowie durch Bürgerprojekte ermöglicht werden. Europäische Themen 
sollen diskutiert und so gegenseitiges Verständnis durch die unmittelbare Einbe-
ziehung der Bürger entwickelt werden. Die unmittelbare Begegnung der Menschen 
und der Austausch von Erfahrungen der Beteiligten, insbesondere auf lokaler und 
regionaler Ebene erscheinen sehr sinnvoll für ein besseres Verstehen für und mit-
einander auf dem gemeinsamen Weg in ein bürgerschaftliches Europa. Das für  
die Durchführung des Programms vorgeschlagene Budget beläuft sich auf  
215 Mio. Euro.

Auch nach 2013 soll das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ weiter-
geführt werden. Der Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Programm 
für den Zeitraum 2014 bis 2020 wurde am 14. Dezember 2011 angenommen. 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 1516

6

Das allgemeine Ziel des Programms besteht darin, das Geschichtsbewusstsein zu 
stärken und die demokratische Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene auszubauen. Die  
Finanzausstattung für die Durchführung des Programms beläuft sich auf 229 Mio. 
Euro. Das Programm steht allen Stakeholdern offen, die die europäische Inte-
gration fördern und Mitgliedstaat der EU sind, EFTA-Staaten die Mitglieder des 
EWR sind oder unter Berücksichtigung allgemeiner Grundsätze auch potenzielle 
Kandidatenländer sind.

Friedrich
Minister für Bundesrat, Europa
und internationale Angelegenheiten


